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Lesen Sie in dieser Ausgabe: 

� Zum Besichtigungsrecht des Vermieters zwecks 
Mangelbeseitigung 

– AG Hamburg, Urteil vom 2. September 2020, Az.: 49 C 173/20 

� Keine Rückstausicherung eingebaut: Kein Ersatz 
für Wasserschaden! 

– BGH, Urteil vom 19. November 2020 – III ZR 134/19 
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� Zum Besichtigungsrecht des 
Vermieters zwecks Mangelbeseiti-
gung
 
AG Hamburg, Urteil vom 2. September 2020, Az.: 
49 C 173/20 

 
Vermieter dürfen ein Mietobjekt nach abgeschlos-
senen Mangelbeseitigungsarbeiten besichtigen, 
dabei Fotos anfertigen und fachkundige Dritte hin-
zuziehen. 

Die Beklagten hatten von dem Kläger 
eine Wohnung gemietet. Nach Vermietung rügten 
die Mieter einen Mangel an Fenstern und Lüfter im 
Bad der Wohnung. Die beklagten Mieter reparier-
ten den Lüfter selbst und der Vermieter ließ die 
Fenster reparieren. Die Kosten für die Reparatur 
des Lüfters stellten die Mieter dem Vermieter in 
Rechnung. Daraufhin verlangte dieser Zutritt zur 
Wohnung mitsamt einem Architekten, um den Er-
folg der Reparaturmaßnahmen zu prüfen. Die Mie-
ter verweigerten den Zutritt. Daraufhin klagte der 
Vermieter auf Zutritt zur Wohnung. 

Das Amtsgericht gab der Klage nun 
statt und nahm diese zum Anlass, das Besichti-
gungsrecht des Vermieters zu konturieren. Der 
Vermieter habe nach dem Mietrecht einen An-
spruch auf Besichtigung eines gemeldeten Man-
gels. Dies umfasse auch das Recht, die aufgrund 
des Mangels vorgenommenen Arbeiten nach deren 
Abschluss abzunehmen. Dies gelte auch, wenn der 
Mieter die Arbeiten selbst ausführt und die Kosten 
dann dem Vermieter in Rechnung stellt. Der Ver-
mieter müsse auch in diesem Fall seiner Instand-
setzungsverpflichtung nachkommen können, in-
dem er die vorgenommenen Arbeiten abnehme. 
Mithin müsse der Mieter auch eine solche Besich-
tigung dulden. Eine bereits erfolgte Besichtigung 
zur Prüfung der angezeigten Mängel schließe eine 
weitere Besichtigung nicht aus. 

Das Besichtigungsrecht umfasse auch 
das Recht, einen fachkundigen Dritten mitzuneh-
men, wenn der Vermieter selbst nicht die entspre-
chende Fachkunde besitzt. Im Fall war dies ein Ar-
chitekt. Die Besichtigung sei daher auch nicht 
treuwidrig, weil eine vorher angekündigte Besich-
tigung unter Hinweis darauf, dass die Mieter einen 
fachkundigen Dritten nicht in die Wohnung lassen 
wollten, nicht stattfand. 

Das Amtsgericht stellte außerdem fest, 
dass der klagende Vermieter berechtigt ist, Fotos 
anzufertigen, um einen veränderter Zustand zu do-
kumentieren und eine Risikoabschätzung für die 
Zukunft vorzunehmen, welche vor Ort nicht so ein-
fach getroffen werden kann. Es sei bei der Anferti-
gung allerdings darauf zu achten, dass keine Per-
sonen fotografiert werden. Das Gericht stellte au-
ßerdem fest, dass eine Vorankündigung – vorlie-
gend von 7 Tagen – erfolgen muss und in welcher 
Zeit – werktags zwischen 9-17 Uhr – die Besichti-
gung zu erfolgen hat.  
 
Fazit:  
Mit der Pflicht, angezeigte Mängel zu beseitigen, 
geht spiegelbildlich das Recht des Vermieters ein-
her, die entsprechenden Beseitigungsmaßnahmen 
vor- und nachzubereiten. Hierzu kann oftmals eine 
Besichtigung notwendig sein. Die Entscheidung 
zeigt ausführlich, welche Rechte der Vermieter im 
Rahmen einer solchen Besichtigung hat, um effek-
tiv Mängeln abhelfen zu können. Dass diese 
Rechte auch zugebilligt werden, wenn der Mangel 
durch den Mieter selbst beseitigt wird, ist folge-
richtig, da sonst im Nachgang das Risiko von Fol-
gemängeln/Schäden am Eigentum des Vermieters 
besteht und dieses entsprechend abgeschätzt und 
dokumentiert werden muss.  
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� Keine Rückstausicherung ein-
gebaut: Kein Ersatz für Wasser-
schaden! 
 
BGH, Urteil vom 19. November 2020 – III ZR 
134/19 

 
Unterlässt ein Grundstückseigentümer 

den durch kommunale Satzung vorgeschriebenen 
Einbau von Rückstausicherungen, genießt er kei-
nen rechtlichen Schutz. Das soll nach Rechtspre-
chung des BGH auch dann gelten, wenn der Was-
serschaden durch möglicherweise vorwerfbares 
Verhalten Dritter verursacht wird. 

Der aktuellen BGH-Entscheidung lag 
folgender Sachverhalt zugrunde: Ein in den 1960er 
Jahren errichtetes Wohngebäude verfügte nicht 
über eine Rückstausicherung gegen aus der Kana-
lisation zurücklaufendes Abwasser. Die geltende 
Entwässerungssatzung der Kommune sieht eine 
Verpflichtung der Grundstückseigentümer vor, Ge-
bäude gegen den Rückstau von Abwasser aus der 
Kanalisation zu schützen, indem Ablaufstellen un-
terhalb der Rückstauebene (Straßenoberfläche) 
durch eine funktionstüchtige Rückstausicherung 
gemäß den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik einzubauen sind. Im Rahmen von Bauar-
beiten an der Kanalisation wurde der Kanal für Re-
gen- und Schmutzwasser von 50 cm auf 20 cm 
Durchmesser verengt. Im Mai 2016 kam es zu star-
ken Regenfällen, wobei das Kellergeschoss des 
Wohngebäudes überflutet wurde.  

Der Grundstückseigentümer verklagte 
sowohl den von ihm beauftragten Tiefbauunter-
nehmen als auch den zuständigen Wasserwirt-
schaftsverband auf Schadensersatz. Die erst- und 
zweitinstanzliche Entscheidung fiel zu Lasten des 
Grundstückseigentümers aus. Auch der BGH 
schloss sich nun dieser Entscheidung der beiden 
Vorinstanzen an und lässt deliktische Ansprüche, 
wie etwa den Amtshaftungsanspruch nach § 839 
Abs. 1 S. 1 BGB i.V.m. Art. 34 S. 1 GG, daran schei-
tern, dass der Wasserschaden außerhalb des 
Schutzbereichs der im Zusammenhang mit der 

Durchführung der Bauarbeiten möglicherweise 
verletzten Pflichten liege. 

Selbst bei Annahme einer Amtspflicht-
verletzung müsse deren Schutzzweck gerade das 
im Einzelfall berührte Interesse erfassen. Hier 
habe der Kläger als Grundstückseigentümer indes 
nicht in schutzwürdiger Weise darauf vertrauen 
dürfen, vor Rückstauschäden bewahrt zu werden, 
die durch die üblichen Sicherungsvorrichtungen 
hätten verhindert werden können. Der Eigentümer 
sei zumindest im Grundsatz selbst dazu verpflich-
tet, geeignete Vorkehrungen zu treffen, um sein 
Anwesen gegen einen Rückstau bis zur Straßen-
oberkante zu sichern, so der BGH. Auf die Ursache 
des Rückstaus komme es nach Ansicht des BGH in 
der Regel auch nicht an. Jedenfalls bei einer ent-
sprechenden normativen Verpflichtung in der ein-
schlägigen Satzung dürften sowohl der Träger des 
Kanalisationsnetzes als auch von ihm beauftragte 
Tiefbauunternehmen auf die Einrichtung einer 
funktionsfähigen Rückstausicherung des Anlie-
gers vertrauen. Der BGH hat daher die Schaden-
stragung in voller Höhe dem Grundstückseigentü-
mer zugewiesen. 
 
Fazit:  
Diese aktuelle Entscheidung des BGH zeigt erneut, 
dass Grundstückseigentümer ihr Eigentum norm-
konform selbst sichern müssen und selbst dann 
keinen Schutz genießen, wenn es etwa durch mög-
licherweise vorwerfbares Verhalten Dritter zu Was-
serschäden kommt. Trifft er – etwa aus Kosten-
gründen – keine geeigneten, durch kommunale 
Satzung vorgeschriebenen Vorkehrungen, um sein 
Anwesen gegen einen Rückstau bis zur Straßen-
oberkante zu sichern, so muss er mit der alleinigen 
Schadenstragung rechnen. 
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